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81. Gesetz vom 10. Oktober 2007, mit dem das Innsbrucker Gemeindebeamtengesetz 1970 geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Innsbrucker Gemeindebeamtengesetz 1970,
LGBl. Nr. 44, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl.
Nr. 91/2004, wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 1 des § 4 wird in der lit. d die Wortfolge
„fachliche und körperliche Eignung“ durch die Wort-
folge „persönliche und fachliche Eignung“ ersetzt.

2. § 4a hat zu lauten:
„§ 4a

Anerkennung von Ausbildungen 
im Rahmen der europäischen Integration

(1) Unionsbürger und Staatsangehörige anderer Ver-
tragsparteien des EWR-Abkommens und der Schweiz
sowie deren Angehörige erfüllen die besonderen An-
stellungserfordernisse (§ 7 Abs. 1) auch dann, wenn ihre
Ausbildung oder Prüfung

a) nach den Abs. 3 bis 11 oder,
b) soweit das besondere Anstellungserfordernis den

Nachweis einer Berufsberechtigung verlangt, nach den
betreffenden berufsrechtlichen Vorschriften
allein oder in Verbindung mit einer Berufspraxis als dem
jeweiligen besonderen Anstellungserfordernis gleich-
wertig anerkannt wurde. Dies gilt auch für Staatsange-
hörige anderer Staaten, soweit sie aufgrund von Verträ-
gen im Rahmen der europäischen Integration Unions-
bürgern hinsichtlich der Arbeitsbedingungen gleichge-
stellt sind.

(2) Angehörige von Unionsbürgern und Staatsange-
hörigen anderer Vertragsparteien des EWR-Abkom-
mens und der Schweiz sind ungeachtet der Staatsange-
hörigkeit:

a) ihre Ehegatten,
b) ihre Verwandten und die Verwandten ihrer Ehe-

gatten in absteigender Linie bis zur Vollendung des
21. Lebensjahres und, sofern sie ihnen Unterhalt ge-
währen, darüber hinaus,

c) ihre Verwandten und die Verwandten ihrer Ehe-
gatten in aufsteigender Linie, sofern sie ihnen Unterhalt
gewähren.

(3) Auf Antrag eines nach Abs. 1 Begünstigten ist
eine erfolgreich absolvierte Ausbildung oder eine er-
folgreich abgelegte Prüfung als dem jeweiligen beson-
deren Anstellungserfordernis gleichwertig anzuerken-
nen, wenn 

a) diese Ausbildung oder Prüfung in einem EU-Mit-
gliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat des EWR-
Abkommens, in der Schweiz oder in einem anderen Staat
im Sinn des Abs. 1 zweiter Satz Voraussetzung für die
Ausübung eines der angestrebten Verwendung im We-
sentlichen entsprechenden Berufes ist oder wenn es sich
bei dieser Ausbildung oder Prüfung um eine gleichge-
stellte Ausbildung im Sinn des Art. 12 der Richtlinie
2005/36/EG handelt, und

b) diese Ausbildung oder Prüfung außer im Fall des
Art. 12 Abs. 2 zweiter Satz der Richtlinie 2005/36/EG
zumindest unmittelbar unter jenem Niveau nach Art. 11
der Richtlinie 2005/36/EG liegt, dem die nach dem je-
weiligen besonderen Anstellungserfordernis erforder-
liche Ausbildung oder Prüfung zuzuordnen ist.

(4) Auf Antrag eines Begünstigten, der die Vorausset-
zungen nach Abs. 3 nicht erfüllt, ist die Ausübung eines
der angestrebten Verwendung im Wesentlichen entspre-
chenden Berufes als dem jeweiligen besonderen Anstel-
lungserfordernis gleichwertig anzuerkennen, wenn er
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a) diesen Beruf in den letzten zehn Jahren vor der An-
tragstellung in einem im Abs. 3 lit. a genannten Staat,
nach dessen Recht dieser Beruf auch ohne eine be-
stimmte fachliche Befähigung ausgeübt werden darf,
mindestens zwei Jahre lang vollzeitlich bzw. im Fall einer
Teilzeitbeschäftigung entsprechend länger ausgeübt hat,
und 

b) für die Ausübung dieses Berufes eine Ausbildung
absolviert oder eine Prüfung abgelegt hat, die zumindest
unmittelbar unter jenem Niveau nach Art. 11 der Richt-
linie 2005/36/EG liegt, dem die nach dem jeweiligen be-
sonderen Anstellungserfordernis erforderliche Ausbil-
dung oder Prüfung zuzuordnen ist.

(5) Die Ausbildung bzw. Prüfung im Sinn des Abs. 3
oder Abs. 4 lit. b ist durch Befähigungs- oder Ausbil-
dungsnachweise, die von den nach den Rechtsvor-
schriften des betreffenden Staates zuständigen Behör-
den oder Stellen ausgestellt worden sind, nachzuweisen.
Die Ausbildung oder Prüfung muss überwiegend in
einem oder mehreren der im Abs. 3 lit. a genannten Staa-
ten absolviert bzw. abgelegt worden sein. Dies gilt nicht,
wenn der betreffende Beruf in einem der im Abs. 3 lit. a
genannten Staaten aufgrund einer von diesem aner-
kannten, in einem Drittstaat absolvierten Ausbildung
bzw. abgelegten Prüfung zumindest drei Jahre lang voll-
zeitlich bzw. im Fall einer Teilzeitbeschäftigung ent-
sprechend länger ausgeübt wurde. Die Ausübung des
Berufes ist durch eine Bescheinigung des betreffenden
Staates nachzuweisen.

(6) Die Anerkennung ist unter der Bedingung aus-
zusprechen, dass der Antragsteller nach seiner Wahl ent-
weder einen höchstens dreijährigen Anpassungslehr-
gang nach Art. 3 Abs. 1 lit. g der Richtlinie 2005/36/EG
absolviert oder eine Eignungsprüfung nach Art. 3 Abs. 1
lit. h der Richtlinie 2005/36/EG erfolgreich ablegt, wenn 

a) die Dauer seiner Ausbildung im Sinn des Abs. 3
oder Abs. 4 lit. b zumindest ein Jahr unter der Dauer der
nach dem jeweiligen besonderen Anstellungserforder-
nis erforderlichen Ausbildung liegt, oder

b) 1. seine Ausbildung in jenen Fächern, deren Kennt-
nis eine wesentliche Voraussetzung für die angestrebte
Verwendung ist, im Vergleich zur nach dem jeweiligen
besonderen Anstellungserfordernis geforderten Ausbil-
dung in zeitlicher Hinsicht ein wesentlich geringeres
Ausmaß aufweist oder

2. seine Ausbildung oder Prüfung in jenen Fächern,
deren Kenntnis wesentliche Voraussetzung für die an-
gestrebte Verwendung ist, im Vergleich zur nach dem
jeweiligen besonderen Anstellungserfordernis gefor-

derten Ausbildung oder Prüfung hinsichtlich der ver-
mittelten Inhalte wesentlich von dieser Ausbildung oder
Prüfung abweicht oder

c) er im Fall des Abs. 3 in jenen Fächern, deren Kennt-
nis eine wesentliche Voraussetzung für die angestrebte
Verwendung ist, keine Ausbildung bzw. Prüfung oder
eine Ausbildung bzw. Prüfung nur in dem in der lit. b
umschriebenen Umfang absolviert bzw. abgelegt hat,
weil diese Verwendung auch Tätigkeiten umfasst, die
nach den Rechtsvorschriften des anderen Staates nicht
Teil des Berufsbildes sind.

(7) In den Fällen des Abs. 6 bedarf es für die Aner-
kennung weder der Absolvierung eines Anpassungs-
lehrganges noch der Ablegung einer Eignungsprüfung,
wenn die Ausbildung oder Prüfung des Antragstellers,
allenfalls in Verbindung mit einer Berufsvorbereitung
oder Berufspraxis, jene Kriterien erfüllt, die die Euro-
päische Kommission in den nach Art. 15 Abs. 2 der
Richtlinie 2005/36/EG im Zusammenhang mit der Vor-
lage gemeinsamer Plattformen angenommenen Maß-
nahmen vorgegeben hat.

(8) Die Einzelheiten der Anerkennung sind im An-
erkennungsbescheid festzulegen. In den Fällen des
Abs. 6 lit. b und c ist bei der Festlegung des Umfanges
des Anpassungslehrganges bzw. der Eignungsprüfung
zu berücksichtigen, ob der Antragsteller im Rahmen
einer Berufspraxis in einem im Abs. 3 lit. a genannten
Staat oder einem Drittstaat Kenntnisse erworben hat,
die die Unterschiede in der Ausbildung oder Prüfung
teilweise ausgleichen. Werden diese Unterschiede zur
Gänze ausgeglichen, so darf weder ein Anpassungslehr-
gang noch eine Eignungsprüfung vorgeschrieben wer-
den. Für die Absolvierung des Anpassungslehrganges
bzw. die Ablegung der Eignungsprüfung ist eine ange-
messene Frist festzulegen. Wird diese Frist nicht einge-
halten, so ist die Anerkennung für erloschen zu erklären.

(9) Die Anerkennung ist jedenfalls zu versagen, wenn
der Antragsteller fremdsprachig ist und nicht über die
für die angestrebte Verwendung nach § 4 Abs. 4 erfor-
derlichen Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt.

(10) Anträge auf Anerkennung sind schriftlich ein-
zubringen. Der Antrag hat das besondere Anstellungs-
erfordernis, auf das sich die Anerkennung beziehen soll,
sowie die Ausbildungen bzw. Prüfungen einschließlich
allfälliger Praxiszeiten, aufgrund deren die Anerken-
nung vorgenommen werden soll, zu bezeichnen. Dem
Antrag sind weiters die entsprechenden Befähigungs-
oder Ausbildungsnachweise und Bescheinigungen über
eine Berufsausübung anzuschließen.
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(11) Über Anträge auf Anerkennung von Ausbil-
dungen oder Prüfungen ist ohne unnötigen Aufschub,
spätestens aber innerhalb von vier Monaten nach Vor-
liegen der vollständigen Unterlagen, zu entscheiden.“

3. Im Abs. 3 des § 9 wird in der lit. b die Wortfolge
„körperlichen oder geistigen Eignung“ durch die Worte
„gesundheitlichen Eignung“ ersetzt.

4. Vor § 17 wird folgende Unterabschnittsüberschrift
eingefügt:

„ 1 .  U n t e r a b s c h n i t t
Dienstpflichten“

5. Die §§ 20, 21 und 22 haben zu lauten:

„§ 20
Abwesenheit vom Dienst

(1) Der Beamte, der vom Dienst abwesend ist, ohne
vom Dienst befreit oder enthoben zu sein, hat den
Grund seiner Abwesenheit unverzüglich seinem Vorge-
setzten zu melden und seine Abwesenheit zu rechtfer-
tigen.

(2) Ist der Beamte durch Krankheit, Unfall oder
Gebrechen an der Ausübung seines Dienstes verhindert,
so hat er seinem Vorgesetzten eine ärztliche Bescheini-
gung über den Beginn der Krankheit und nach Mög-
lichkeit über die voraussichtliche Dauer der Dienstver-
hinderung vorzulegen, wenn er dem Dienst länger als
drei Arbeitstage fernbleibt oder wenn der Vorgesetzte
oder der Leiter der Dienststelle es verlangt. Kommt der
Beamte dieser Verpflichtung nicht nach, entzieht er sich
einer zumutbaren Krankenbehandlung oder verweigert
er die zumutbare Mitwirkung an einer ärztlichen Unter-
suchung, so gilt die Abwesenheit vom Dienst nicht als
gerechtfertigt.

§ 21
Ärztliche Untersuchung

(1) Bestehen berechtigte Zweifel an der für die Er-
füllung der dienstlichen Aufgaben erforderlichen ge-
sundheitlichen Eignung des Beamten, so hat sich dieser
auf Anordnung der Dienstbehörde einer ärztlichen
Untersuchung zu unterziehen.

(2) Der infolge Krankheit, Unfalls oder Gebrechens
vom Dienst abwesende Beamte hat sich auf Anordnung
der Dienstbehörde einer ärztlichen Untersuchung zur
Prüfung seines Gesundheitszustandes zu unterziehen.
Wenn es zur zuverlässigen Beurteilung erforderlich ist,
sind Fachärzte heranzuziehen. Eine Anordnung im Sinn
des ersten Satzes ist spätestens drei Monate nach dem
Beginn der Abwesenheit vom Dienst und sodann in
Abständen von längstens drei Monaten zu erteilen.

§ 22
Meldepflichten

(1) Wird dem Beamten in Ausübung seines Dienstes
der begründete Verdacht einer von Amts wegen zu ver-
folgenden gerichtlich strafbaren Handlung bekannt, die
den Wirkungsbereich der Dienststelle betrifft, der er
angehört, so hat er dies unverzüglich dem Leiter der
Dienststelle zu melden.

(2) Keine Pflicht zur Meldung nach Abs. 1 besteht,
wenn die Meldung eine amtliche Tätigkeit beeinträchti-
gen würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Ver-
trauensverhältnisses bedarf.

(3) Der Leiter der Dienststelle kann aus
a) in der Person, auf die sich die amtliche Tätigkeit

bezieht, oder
b) in der amtlichen Tätigkeit selbst

gelegenen Gründen abweichend vom Abs. 2 eine Melde-
pflicht verfügen.

(4) Ist eine Dienstverhinderung des Beamten ganz
oder teilweise auf das Einwirken Dritter zurückzufüh-
ren, so hat der Beamte dies unverzüglich seiner Dienst-
behörde zu melden. Auf Verlangen der Dienstbehörde
hat er sämtliche für die Geltendmachung von Ersatzan-
sprüchen erforderliche Daten und Beweismittel bekannt
zu geben.

(5) Soweit nicht in anderen Rechtsvorschriften wei-
tere Meldepflichten festgelegt sind, hat der Beamte sei-
ner Dienstbehörde zu melden:

a) jede Namensänderung,
b) jede Standesänderung,
c) jede Änderung seiner Staatsbürgerschaft oder

Staatsangehörigkeit(en),
d) die Änderung des Wohnsitzes,
e) den Verlust einer für die Ausübung des Dienstes

erforderlichen behördlichen Berechtigung oder Befähi-
gung, der Dienstkleidung, des Dienstabzeichens, des
Dienstausweises, der Dienstkarte und sonstiger Sach-
behelfe,

f) den Besitz eines Bescheides nach § 14 Abs. 1 oder
2 des Behinderteneinstellungsgesetzes.“

6. Nach § 22 werden folgende Bestimmungen als
§§ 22a und 22b eingefügt:

„§ 22a
Nebenbeschäftigung, Nebentätigkeit

(1) Nebenbeschäftigung ist jede Beschäftigung, die
der Beamte außerhalb seines Dienstverhältnisses und ei-
ner allfälligen Nebentätigkeit ausübt.

(2) Der Beamte darf keine Nebenbeschäftigung aus-
üben, die
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a) ihn an der Erfüllung seiner dienstlichen Aufgaben
behindert oder

b) die Vermutung einer Befangenheit hervorruft oder
c) sonstige wesentliche dienstliche Interessen ge-

fährdet.
Der Bürgermeister hat auf Antrag des Beamten fest-

zustellen, ob eine Nebenbeschäftigung zulässig oder
unzulässig ist. Die Unzulässigkeit einer Nebenbeschäf-
tigung kann auch von Amts wegen festgestellt werden,
wenn zumindest einer der in den lit. a, b und c genann-
ten Gründe vorliegt.

(3) Der Beamte hat jede erwerbsmäßige Nebenbe-
schäftigung unverzüglich zu melden. Eine Nebenbe-
schäftigung ist erwerbsmäßig, wenn sie die Schaffung
von nennenswerten Einkünften in Geld- oder Güter-
form bezweckt.

(4) Der Beamte,
a) dessen regelmäßige Wochendienstzeit nach § 24k

oder § 24l herabgesetzt worden ist oder
b) der eine Teilzeitbeschäftigung nach dem Tiroler

Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem Mutterschutzgesetz
1979 oder dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 2005
in Anspruch nimmt oder

c) der sich in einem Karenzurlaub zur Pflege eines
behinderten Kindes nach § 32c befindet,
darf eine erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung nur aus-
üben, wenn und insoweit der Bürgermeister dies ge-
nehmigt. Die Genehmigung ist in den Fällen des Abs. 2
sowie dann zu versagen, wenn die Ausübung dieser
Nebenbeschäftigung dem Grund der nach lit. a, b oder c
getroffenen Maßnahme widerstreitet.

(5) Eine Tätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Ver-
waltungsrat oder in einem sonstigen Organ einer auf
Gewinn gerichteten juristischen Person des privaten
Rechts hat der Beamte jedenfalls zu melden.

(6) Dem Beamten können ohne unmittelbaren Zu-
sammenhang mit seinen dienstlichen Aufgaben noch
weitere Tätigkeiten für die Stadt Innsbruck in einem an-
deren Wirkungskreis übertragen werden (Nebentätig-
keit). Handelt es sich dabei um Funktionen, die der
Beamte in Vertretung der Stadt Innsbruck bei wirt-
schaftlichen Unternehmungen ausübt, so darf er von
diesen eine Vergütung nur mit Zustimmung des Bür-
germeisters annehmen.

§ 22b
Gutachten

Der Beamte bedarf für die außergerichtliche Abgabe
eines Sachverständigengutachtens über Angelegenhei-
ten, die mit seinen dienstlichen Aufgaben im Zusam-

menhang stehen, der Genehmigung des Bürgermeisters.
Die Genehmigung ist zu verweigern, wenn nach dem
Gegenstand und dem Zweck des Gutachtens dienstliche
Interessen gefährdet werden.“

7. Nach § 24 werden folgende Bestimmungen als
2. Unterabschnitt eingefügt:

„ 2 .  U n t e r a b s c h n i t t
Dienstzeit

§ 24a
Begriffsbestimmungen

Im Sinn dieses Abschnittes ist:
a) Dienstzeit die Zeit der im Dienstplan vorgeschrie-

benen Dienststunden, der Überstunden sowie jener
Teile der Bereitschaft und des Journaldienstes, während
deren der Beamte verpflichtet ist, seiner dienstlichen
Tätigkeit nachzugehen,

b) Tagesdienstzeit die Dienstzeit innerhalb eines un-
unterbrochenen Zeitraumes von 24 Stunden und

c) Wochendienstzeit die Dienstzeit innerhalb eines
Zeitraumes von Montag bis einschließlich Sonntag.

§ 24b
Dienstplan

(1) Der Beamte hat die im Dienstplan vorgeschrie-
benen Dienststunden einzuhalten, wenn er nicht vom
Dienst befreit oder enthoben oder gerechtfertigt vom
Dienst abwesend ist.

(2) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Beamten
beträgt 40 Stunden. Die Wochendienstzeit ist unter
Berücksichtigung der dienstlichen Erfordernisse und
der berechtigten Interessen der Beamten durch einen
Dienstplan möglichst gleichmäßig und bleibend auf die
Tage der Woche aufzuteilen (Normaldienstplan). Soweit
nicht zwingende dienstliche oder sonstige öffentliche
Interessen entgegenstehen, sind Sonntage, gesetzliche
Feiertage und Samstage dienstfrei zu halten.

(3) Soweit nicht dienstliche oder sonstige öffentliche
Interessen entgegenstehen, kann die gleitende Dienst-
zeit eingeführt werden. Gleitende Dienstzeit ist jene
Form der Dienstzeit, bei der der Beamte den Beginn und
das Ende seiner täglichen Dienstzeit innerhalb festge-
setzter Grenzen (Gleitzeit) selbst bestimmen kann und
während des übrigen Teiles der Dienstzeit (Blockzeit)
jedenfalls Dienst zu versehen hat. Bei gleitender Dienst-
zeit ist vorzusorgen, dass die Erfüllung der regelmäßi-
gen Wochendienstzeit im mehrwöchigen Durchschnitt
gewährleistet ist.

(4) Bei Schicht- oder Wechseldienst ist ein Schicht-
oder Wechseldienstplan zu erstellen. Dabei darf die re-
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gelmäßige Wochendienstzeit im mehrwöchigen Durch-
schnitt nicht über- oder unterschritten werden. Schicht-
dienst ist jene Form der Dienstzeit, bei der aus organi-
satorischen Gründen an einer Arbeitsstätte der Dienst-
betrieb über die Zeit des Normaldienstplanes hinaus
aufrechterhalten werden muss und ein Beamter den an-
deren ohne wesentliche zeitmäßige Überschneidung an
der Arbeitsstätte ablöst. Bei wesentlichen zeitmäßigen
Überschneidungen liegt Wechseldienst vor.

(5) Ist im Rahmen eines Schicht- oder Wechsel-
dienstplanes oder eines Normaldienstplanes regelmäßig
an Sonn- und Feiertagen Dienst zu leisten und wird der
Beamte zu solchen Sonn- und Feiertagsdiensten einge-
teilt, so ist eine entsprechende Ersatzruhezeit festzu-
setzen. Der Dienst an Sonn- oder Feiertagen gilt als
Werktagsdienst. Wird der Beamte während der Ersatz-
ruhezeit zur Dienstleistung herangezogen, so gilt dieser
Dienst als Sonntagsdienst.

(6) Für Beamte, in deren Dienstzeit aufgrund der
Eigenart des Dienstes regelmäßig oder in erheblichem
Umfang Dienstbereitschaft bzw. Wartezeiten fallen und
diese durch organisatorische Maßnahmen nicht vermie-
den werden können, kann der Bürgermeister bestimmen,
dass der Dienstplan eine längere als die in den Abs. 2 und
4 vorgesehene Wochendienstzeit umfasst (verlängerter
Dienstplan). Soweit die Wochendienstzeit nach dem ver-
längerten Dienstplan die in den Abs. 2 und 4 vorgese-
hene Wochendienstzeit übersteigt, gilt diese Zeit nicht
als Dienstzeit im Sinn der §§ 24a bis 24m.

§ 24c
Höchstgrenzen der Dienstzeit

(1) Die Tagesdienstzeit darf 13 Stunden nicht über-
schreiten.

(2) Von der Höchstgrenze nach Abs. 1 kann abgewi-
chen werden:

a) bei Tätigkeiten, die an außerhalb des Dienstortes
gelegenen Orten zu verrichten sind, oder

b) bei Tätigkeiten, die notwendig sind, um die Kon-
tinuität des Dienstes oder der Produktion zu gewähr-
leisten, insbesondere

1. zur Betreuung oder Beaufsichtigung von Personen
in Heimen,

2. bei Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten,
3. bei land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeiten,

wenn dem betroffenen Beamten innerhalb der nächsten
14 Kalendertage eine Ruhezeit verlängert wird. Die
Ruhezeit ist in dem Ausmaß zu verlängern, um das der
verlängerte Dienst 13 Stunden überstiegen hat.

(3) Die Wochendienstzeit darf innerhalb eines
Durchrechnungszeitraumes von 17 Wochen im Durch-
schnitt 48 Stunden nicht überschreiten. Bei der Ermitt-
lung der zulässigen Wochendienstzeit bleiben Zeiten, in
denen der Beamte vom Dienst befreit, enthoben oder
gerechtfertigt vom Dienst abwesend ist, außer Betracht.

(4) Über die Höchstgrenze nach Abs. 3 hinaus sind
längere Dienstzeiten nur mit Zustimmung des Beamten
zulässig. Dem Beamten, der nicht bereit ist, längere
Dienste zu leisten, dürfen daraus keine Nachteile ent-
stehen. Der Leiter einer Dienststelle ist verpflichtet,
aktuelle Listen über Beamte zu führen, die sich zur
Erbringung längerer Dienste bereit erklärt haben.

(5) Bei Eintritt außergewöhnlicher Ereignisse oder
nicht vorhersehbarer Umstände sind vom Abs. 1 ab-
weichende Anordnungen so weit zulässig, als dies im
Interesse des Schutzes der Gesundheit und des Lebens
von Menschen, der Aufrechterhaltung der öffentlichen
Ordnung und Sicherheit oder zur Abwehr eines unver-
hältnismäßigen wirtschaftlichen Schadens geboten
scheint, um die Gefährdung abzuwenden oder zu besei-
tigen.

§ 24d
Ruhepausen

Beträgt die Gesamtdauer der Tagesdienstzeit mehr als
sechs Stunden, so ist eine Ruhepause von einer halben
Stunde einzuräumen. Wenn es im Interesse der Bediens-
teten der Dienststelle gelegen oder dienstlich notwen-
dig ist, können anstelle einer halbstündigen Ruhepause
zwei Ruhepausen von je einer Viertelstunde oder drei
Ruhepausen von je zehn Minuten eingeräumt werden.
Ist die Gewährung von Ruhepausen aus organisatori-
schen Gründen im Pflegedienst in Pflegeheimen oder
ähnlichen Einrichtungen nicht möglich, so ist innerhalb
der nächsten zehn Kalendertage eine Ruhezeit entspre-
chend zu verlängern.

§ 24e
Tägliche Ruhezeiten

Nach der Beendigung der Tagesdienstzeit ist dem
Beamten eine ununterbrochene Ruhezeit von mindes-
tens elf Stunden einzuräumen.

§ 24f
Wochenruhezeit

(1) Dem Beamten ist eine ununterbrochene wö-
chentliche Ruhezeit (Wochenruhezeit) von mindestens
35 Stunden einschließlich der täglichen Ruhezeit einzu-
räumen. Diese Wochenruhezeit schließt grundsätzlich
den Sonntag ein, ist dies aus wichtigen dienstlichen
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Gründen aber nicht möglich, einen anderen Tag der
Woche.

(2) Wird die Wochenruhezeit während einer Kalen-
derwoche unterschritten, so ist sie in der nächstfolgen-
den Kalenderwoche um jenes Ausmaß zu verlängern, um
das sie unterschritten wurde.

§ 24g
Nachtarbeit

(1) Die Dienstzeit eines Beamten, der regelmäßig in
der Zeit zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr mindestens
drei Stunden seiner dienstlichen Tätigkeit nachzugehen
hat (Nachtarbeit), darf je 24-Stunden-Zeitraum im
Durchschnitt von 14 Kalendertagen acht Stunden nicht
überschreiten.

(2) Die Dienstzeit von Nachtarbeitern, deren Dienst
mit besonderen Gefahren oder einer erheblichen kör-
perlichen oder geistigen Anspannung verbunden ist
(Nachtschwerarbeit), darf in einem 24-Stunden-Zeit-
raum, während dessen sie Nachtarbeit verrichten, acht
Stunden nicht überschreiten. Der Gemeinderat hat ge-
gebenenfalls durch Verordnung festzulegen, welche
Tätigkeiten mit besonderen Gefahren oder einer erheb-
lichen körperlichen oder geistigen Anspannung ver-
bunden sind.

(3) Der Gesundheitszustand von Nachtarbeitern ist
auf deren eigenen Wunsch vor der Übernahme der Tä-
tigkeit und danach in regelmäßigen Zeitabständen von
nicht mehr als drei Jahren ärztlich zu untersuchen. Die
Kosten dafür hat die Stadt Innsbruck zu tragen.

(4) Nachtarbeitern mit gesundheitlichen Schwierig-
keiten, die nachweislich mit der Leistung der Nachtar-
beit verbunden sind, ist im Rahmen der dienstlichen
Möglichkeiten ein zumutbarer Arbeitsplatz ohne Nacht-
arbeit zuzuweisen, wenn sie für diesen geeignet sind. § 18
gilt in diesem Fall nicht.

§ 24h
Ausnahmebestimmungen

(1) Die §§ 24c bis 24f und 24g Abs. 1 und 2 gelten
nicht für Beamte mit Vorgesetztenfunktion, deren
Mehrleistungen in zeitlicher und mengenmäßiger Hin-
sicht durch ein Fixgehalt oder eine Zulage abgegolten
werden.

(2) Die §§ 24c bis 24g sind auf Beamte mit spezifi-
schen Tätigkeiten, die im Interesse der Allgemeinheit
keinen Aufschub dulden, insbesondere

a) bei der Teilnahme an Sitzungen des Gemeinde-
rates, des Stadtsenates und der gemeinderätlichen Aus-
schüsse,

b) im örtlichen Sicherheitsdienst,
c) im Feuerwehrdienst, Katastrophenschutzdienst

oder Winterdienst und
d) im Dienst der Wasserversorgung, Energieversor-

gung, Abwasserentsorgung oder Abfallentsorgung,
insoweit nicht anzuwenden, als die Besonderheiten die-
ser Tätigkeiten einer Anwendung dieser Bestimmungen
zwingend entgegenstehen.

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 ist dafür zu sorgen,
dass unter Berücksichtigung des mit den nicht anzuwen-
denden Bestimmungen verbundenen Schutzzweckes ein
größtmöglicher Schutz der Gesundheit und eine größt-
mögliche Sicherheit der Beamten gewährleistet ist.

§ 24i
Überstunden

(1) Der Beamte hat auf Anordnung über die im
Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden hinaus
Dienst zu versehen (Überstunden). Dienststunden, die
– ausgenommen bei gleitender Dienstzeit – ohne An-
ordnung über die im Dienstplan vorgeschriebenen
Dienststunden hinaus geleistet werden, sind Überstun-
den gleichzuhalten, wenn

a) der Beamte den zur Anordnung von Überstunden
Befugten nicht erreichen konnte,

b) die Leistung von Überstunden zur Abwehr eines
Schadens unverzüglich notwendig war,

c) die Notwendigkeit der Leistung von Überstunden
nicht auf Umstände zurückgeht, die von dem Beamten,
der die Überstunden geleistet hat, hätten vermieden
werden können, und

d) der Beamte diese Überstunden spätestens inner-
halb einer Woche nach der Leistung schriftlich meldet;
ist der Beamte durch ein unvorhergesehenes oder unab-
wendbares Ereignis ohne sein Verschulden verhindert,
diese Frist einzuhalten, so verlängert sie sich um die
Dauer der Verhinderung.

(2) Überstunden sind je nach Anordnung
a) in Freizeit auszugleichen, und zwar 
1. im Verhältnis 1:1,5, soweit in den Z. 2. und 3 nichts

anderes bestimmt ist,
2. im Verhältnis 1:2 in der Nachtzeit (20.00 Uhr bis

6.00 Uhr), mit Ausnahme von Sonn- und Feiertagen von
20.00 Uhr bis 24.00 Uhr, sowie an Sonn- und Feiertagen
von 0.00 Uhr bis 20.00 Uhr, und

3. im Verhältnis 1:3 an Sonn- und Feiertagen von
20.00 Uhr bis 24.00 Uhr
oder

b) nach den besoldungsrechtlichen Bestimmungen
abzugelten oder
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c) im Verhältnis 1:1 in Freizeit auszugleichen und zu-
sätzlich nach den besoldungsrechtlichen Bestimmungen
abzugelten.

(3) Dem Beamten ist bis zum Ende des auf die Leis-
tung der Überstunden folgenden Monats mitzuteilen,
auf welche Überstunden welche der Abgeltungsarten
nach Abs. 2 angewendet wird. Diese Frist kann mit
Zustimmung des Beamten erstreckt werden.

(4) Auf Zeiten einer zusätzlichen Dienstleistung nach
§ 25 Abs. 2 des  Tiroler  Mutterschutzgesetzes 2005 bzw.
nach § 15e Abs. 2 des Mutterschutzgesetzes 1979, nach
§ 7 des  Tiroler  Eltern- Karenzurlaubsgesetzes 2005 und
nach § 24m Abs. 3 ist, soweit sie die volle Wochen-
dienstzeit nicht überschreiten, der Abs. 2 nicht anzu-
wenden. Diese Zeiten sind

a) im Verhältnis 1:1 in Freizeit auszugleichen oder
b) nach den besoldungsrechtlichen Bestimmungen

abzugelten.
Soweit jedoch Zeiten einer solchen Dienstleistung die

volle Wochendienstzeit überschreiten, ist der Abs. 2 an-
zuwenden.

(5) Ein Freizeitausgleich ist bis zum Ende des sechs-
ten auf die Leistung der Überstunden folgenden Monats
zulässig. Soweit nicht dienstliche Interessen entgegen-
stehen, kann die Frist für den Freizeitausgleich auf An-
trag des Beamten oder mit dessen Zustimmung erstreckt
werden.

(6) Folgende Zeiten gelten jedenfalls nicht als Über-
stunden: 

a) Zeiten einer vom Beamten angestrebten Einarbei-
tung von Dienstzeit (z. B. im Fall eines Diensttausches
oder einer sonstigen angestrebten Verlegung der Zeit der
Dienstleistung) und

b) Zeitguthaben aus der gleitenden Dienstzeit bis zu
der im betreffenden Dienstplan für die Übertragung in
den Folgemonat zulässigen Höhe.

Diese Zeiten sind ausschließlich im Verhältnis 1:1 in
Freizeit auszugleichen.

§ 24j
Bereitschaft, Journaldienst

(1) Der Beamte kann aus dienstlichen Gründen ver-
pflichtet werden, sich außerhalb der im Dienstplan vor-
geschriebenen Dienststunden an einer Dienststelle oder
an einem bestimmten anderen Ort aufzuhalten und bei
Bedarf oder auf Anordnung seine dienstliche Tätigkeit
aufzunehmen (Dienststellenbereitschaft, Journaldienst).

(2) Der Beamte kann aus dienstlichen Gründen
weiters verpflichtet werden, sich außerhalb der im
Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden in seiner

Wohnung erreichbar zu halten und von sich aus bei Ein-
tritt von ihm zu beobachtender Umstände seine dienst-
liche Tätigkeit aufzunehmen (Wohnungsbereitschaft).

(3) Soweit es dienstliche Rücksichten zwingend er-
fordern, kann der Beamte fallweise verpflichtet werden,
in seiner dienstfreien Zeit seinen Aufenthalt so zu wäh-
len, dass er jederzeit erreichbar und binnen kürzester
Zeit zum Antritt seines Dienstes bereit ist (Rufbereit-
schaft). Rufbereitschaft gilt nicht als Dienstzeit.

§ 24k
Herabsetzung der regelmäßigen 

Wochendienstzeit aus beliebigem Anlass

(1) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Beamten
kann auf seinen Antrag bis auf die Hälfte des für eine
Vollbeschäftigung vorgesehenen Ausmaßes herabge-
setzt werden, wenn der Verwendung im verlangten Aus-
maß keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegen-
stehen.

(2) Das Ausmaß der Herabsetzung ist so festzulegen,
dass die verbleibende regelmäßige Wochendienstzeit ein
ganzzahliges Stundenausmaß umfasst. Das Ausmaß darf
nicht weniger als 20 und nicht mehr als 39 Stunden be-
tragen.

(3) Die Herabsetzung wird für die Dauer eines Jahres
oder eines Vielfachen eines Jahres wirksam. Übersteigen
die gesamten Zeiträume einer solchen Herabsetzung für
einen Beamten insgesamt zehn Jahre, so bleibt das zu-
letzt gewährte Ausmaß der Herabsetzung ab diesem
Zeitpunkt bis zu seiner allfälligen Änderung gemäß § 24n
Abs. 1 dauernd wirksam. In diesen Zeitraum von zehn
Jahren sind auch Zeiten in früheren Dienstverhältnissen
zur Stadt Innsbruck, in denen die regelmäßige Wochen-
dienstzeit nach dieser Bestimmung oder einer vergleich-
baren auf diesen Beamten damals anzuwendenden Rege-
lung herabgesetzt war, einzurechnen.

(4) Die regelmäßige Wochendienstzeit darf nicht he-
rabgesetzt werden, wenn der Beamte infolge der He-
rabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit aus
wichtigen dienstlichen Gründen weder im Rahmen sei-
nes bisherigen Arbeitsplatzes noch auf einem anderen
seiner dienstrechtlichen Stellung zumindest entspre-
chenden Arbeitsplatz verwendet werden könnte.

§ 24l
Herabsetzung der regelmäßigen 

Wochendienstzeit zur Betreuung eines Kindes

(1) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Beamten
ist auf seinen Antrag zur Betreuung

a) eines eigenen Kindes,
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b) eines Wahl- oder Pflegekindes oder
c) eines sonstigen Kindes, für dessen Unterhalt der

Beamte und (oder) sein Ehegatte überwiegend aufkom-
men,
bis auf die Hälfte des für eine Vollbeschäftigung vorge-
sehenen Ausmaßes herabzusetzen. § 24k Abs. 2 und 4
ist anzuwenden.

(2) Die Herabsetzung wird für die Dauer von min-
destens drei Monaten, längstens bis zum Ablauf des sie-
benten Lebensjahres oder zu einem späteren Schulein-
tritt des Kindes, wirksam.

(3) Eine solche Herabsetzung ist nur zulässig, wenn
a) das Kind dem Haushalt des Beamten angehört und

noch nicht schulpflichtig ist und
b) der Beamte das Kind überwiegend selbst betreuen

will.
(4) Der Beamte hat den Antrag auf Herabsetzung der

regelmäßigen Wochendienstzeit spätestens drei Monate
vor dem gewollten Wirksamkeitsbeginn zu stellen.

(5) Abweichend von den Abs. 1 und 2 ist dem Be-
amten für die von ihm beantragte Dauer, während der
er Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld hat, eine Herab-
setzung der regelmäßigen Wochendienstzeit auch unter
die Hälfte des für eine Vollbeschäftigung vorgesehenen
Ausmaßes zu gewähren.

§ 24m
Dienstleistung während der Herab-

setzung der regelmäßigen Wochendienstzeit

(1) Bei der stundenmäßigen Festlegung der Zeit-
räume, in denen der Beamte Dienst zu versehen hat, ist
auf die persönlichen Verhältnisse des Beamten, insbe-
sondere auf die Gründe, die zur Herabsetzung der re-
gelmäßigen Wochendienstzeit geführt haben, so weit
Rücksicht zu nehmen, als nicht wichtige dienstliche
Interessen entgegenstehen.

(2) Lassen im Fall einer Herabsetzung der regelmä-
ßigen Wochendienstzeit die besonderen Umstände des
Dienstes eine genaue Einhaltung eines ganzzahligen
Stundenausmaßes nicht zu, so ist es so weit zu über-
schreiten, als dies nötig ist, um seine Unterschreitung
zu vermeiden.

(3) Abgesehen vom Fall des Abs. 2 kann ein Beam-
ter, dessen regelmäßige Wochendienstzeit nach den
§§ 24k und 24l herabgesetzt worden ist, über die für ihn
maßgebende Wochendienstzeit hinaus zur Dienstleis-
tung nur herangezogen werden, wenn die Dienstleis-
tung zur Vermeidung eines Schadens unverzüglich not-
wendig ist und ein Bediensteter, dessen regelmäßige
Wochendienstzeit nicht herabgesetzt ist, nicht zur Ver-
fügung steht.

§ 24n
Änderung und vorzeitige 

Beendigung der Herabsetzung 
der regelmäßigen Wochendienstzeit

(1) Die Dienstbehörde kann auf Antrag des Beamten
eine Änderung des Ausmaßes oder die vorzeitige Been-
digung der Herabsetzung der regelmäßigen Wochen-
dienstzeit nach den §§ 24k und 24l verfügen, wenn keine
wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen.

(2) Die Dienstbehörde hat die vorzeitige Beendigung
der Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit
nach den §§ 24k und 24l zu verfügen, wenn der Beamte
eine Teilzeitbeschäftigung nach dem Tiroler Mutter-
schutzgesetz 2005 bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979
oder dem  Tiroler  Eltern-Karenzurlaubsgesetz 2005 in
Anspruch nimmt.

(3) Zeiten, um die sich ein ursprünglich vorgesehe-
ner Zeitraum der Herabsetzung der regelmäßigen Wo-
chendienstzeit nach § 24k aus den Gründen der Abs. 1
und 2 verkürzt, bleiben für eine neuerliche Herabset-
zung der regelmäßigen Wochendienstzeit gewahrt.
Bruchteile eines Jahres können bei einer neuerlichen
Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit nach
§ 24k nur ungeteilt in Anspruch genommen werden.“

8. § 30 hat zu lauten:
„§ 30

Anspruch auf Erholungsurlaub

Der Beamte hat in jedem Kalenderjahr Anspruch auf
Erholungsurlaub.“

9. Nach § 30 werden folgende Bestimmungen als
§§ 30a bis 30k eingefügt:

„§ 30a
Ausmaß des Erholungsurlaubes

(1) Das Urlaubsausmaß beträgt in jedem Kalender-
jahr:

a) 200 Stunden bei einem Dienstalter von weniger als
25 Jahren,

b) 240 Stunden
1. bei einem Dienstalter von 25 Jahren,
2. unabhängig vom Dienstalter für Beamte der allge-

meinen Verwaltung der Dienstklassen VIII und IX so-
wie für Beamte einer anderen Besoldungsgruppe, deren
Gehalt zuzüglich der ruhegenussfähigen Zulagen um
höchsten 1,8 Euro unter dem Gehalt des vergleichbaren
Beamten der allgemeinen Verwaltung liegt.

(2) In dem Kalenderjahr, in dem das öffentlich-recht-
liche Dienstverhältnis begründet wurde, beträgt das Ur-
laubsausmaß für jeden begonnenen Monat des Dienst-
verhältnisses ein Zwölftel des jährlichen Ausmaßes. Hat
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das Dienstverhältnis in diesem Kalenderjahr ununter-
brochen sechs Monate gedauert, so gebührt der volle
Erholungsurlaub.

(3) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten eines Karenz-
urlaubes, einer Außerdienststellung, einer Familien-
hospizfreistellung oder einer ungerechtfertigten Abwe-
senheit vom Dienst, so gebührt ein Erholungsurlaub, so-
weit er noch nicht verbraucht worden ist, in dem Aus-
maß, das dem um die Dauer dieser Zeiten verkürzten
Kalenderjahr entspricht.

(4) Ergeben sich bei der Ermittlung des Urlaubsaus-
maßes nach Abs. 2 und 3 Teile von Stunden, so sind sie
auf ganze Stunden aufzurunden.

(5) Stichtag für die Ermittlung des Urlaubsausmaßes
ist jeweils der 1. Juli. Das für das höhere Urlaubsausmaß
maßgebende Dienstalter gilt auch dann als am 1. Juli er-
reicht, wenn es vor dem Ablauf des dem Stichtag fol-
genden 30. September vollendet wird.

(6) Unter Dienstalter im Sinn der Abs. 1 bis 5 ist die
Zeit zu verstehen, die für die Vorrückung in höhere
Bezüge maßgebend ist. Zum Dienstalter zählt für die
Ermittlung des Urlaubsausmaßes auch eine vor dem
18. Lebensjahr in einem Dienstverhältnis zur Stadt Inns-
bruck zurückgelegte Zeit. Zeiten, die dem Beamten
wegen der Überstellung in eine höhere Verwendungs-
gruppe nicht angerechnet wurden, sind für den Urlaub
in dem Ausmaß anzurechnen, in dem sie in einer nied-
rigeren Verwendungsgruppe anrechenbar wären. Beam-
ten der Verwendungsgruppen A und B ist die vor der
Vollendung des 18. Lebensjahres zurückgelegte Schul-
zeit im Ausmaß von zwei Jahren anzurechnen. Dieser
Zeitraum vermindert sich insoweit, als eine vor dem
18. Lebensjahr in einem Dienstverhältnis zur Stadt Inns-
bruck zurückgelegte Zeit bei der Feststellung des
Dienstalters bereits berücksichtigt wurde. Dem Beam-
ten, der ein abgeschlossenes Hochschulstudium auf-
weist und einer Verwendungsgruppe angehört, für die
die volle Hochschulbildung vorgeschrieben ist, ist die
Zeit dieses Studiums für die Bemessung des Urlaubs-
ausmaßes bis zu einem Höchstausmaß von fünf Jahren
anzurechnen. Der für das Studium angerechnete Zeit-
raum vermindert sich insoweit, als dem Beamten die Zeit
des Studiums bei der Feststellung des Dienstalters be-
reits berücksichtigt wurde.

§ 30b
Änderung des Urlaubsausmaßes

(1) Das in den §§ 30a und 30h festgelegte Urlaubs-
ausmaß ändert sich entsprechend, wenn

a) die regelmäßige Wochendienstzeit des Beamten
herabgesetzt ist oder

b) der Beamte
1. eine Dienstfreistellung, ausgenommen eine solche

nach § 19 des Gemeinde-Personalvertretungsgesetzes,
oder

2. eine Außerdienststellung oder
3. eine Teilzeitbeschäftigung nach dem  Tiroler  Mut-

terschutzgesetz 2005 bzw. dem Mutterschutzgesetz
1979 oder dem  Tiroler  Eltern-Karenzurlaubsgesetz
2005
in Anspruch nimmt.

(2) Anlässlich jeder Verfügung einer Änderung des
Beschäftigungsausmaßes im Sinn des Abs. 1 ist das
Ausmaß des noch nicht verbrauchten Erholungsurlau-
bes an das neue Beschäftigungsausmaß aliquot anzu-
passen.

(3) Ergeben sich bei der Ermittlung des Urlaubsaus-
maßes nach den Abs. 1 und 2 Teile von Stunden, so sind
diese auf ganze Stunden aufzurunden.

§ 30c
Berücksichtigung von Vertrags-

dienstzeiten und des Erholungsurlaubes 
aus einem Vertragsdienstverhältnis

(1) Für die Feststellung des erstmaligen Anspruches
auf Erholungsurlaub und für die Berechnung des Ur-
laubsausmaßes im ersten Kalenderjahr des öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnisses ist die Zeit eines dem
Innsbrucker Vertragsbedienstetengesetz unterliegen-
den unmittelbar vorangegangenen privatrechtlichen
Dienstverhältnisses zur Stadt Innsbruck dem öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnis voranzusetzen. Ein
Urlaub, der in einem solchen privatrechtlichen Dienst-
verhältnis für dasselbe Kalenderjahr bereits verbraucht
wurde, ist auf das dem Beamten nach den §§ 30a und 30h
gebührende Urlaubsausmaß anzurechnen.

(2) Hat der Beamte aus dem im Abs. 1 genannten pri-
vatrechtlichen Dienstverhältnis ein Urlaubsguthaben
aus früheren Kalenderjahren, so darf er diesen Erho-
lungsurlaub im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
verbrauchen. Dieser Erholungsurlaub verfällt zu jenem
Zeitpunkt, zu dem er bei einem Fortbestand des privat-
rechtlichen Dienstverhältnisses verfallen wäre.

§ 30d
Verbrauch des Erholungsurlaubes

(1) Die kalendermäßige Festlegung des Erholungs-
urlaubes ist unter Berücksichtigung der dienstlichen
Interessen vorzunehmen, wobei auf die persönlichen



S T Ü C K  33, NR. 81314

Verhältnisse des Beamten angemessen Rücksicht zu
nehmen ist. Soweit nicht zwingende dienstliche Gründe
entgegenstehen, hat der Beamte darauf Anspruch, die
Hälfte des Erholungsurlaubes ungeteilt zu verbrauchen.

(2) In den ersten sechs Monaten des öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnisses darf der Verbrauch des Er-
holungsurlaubes ein Zwölftel des jährlichen Urlaubs-
ausmaßes für jeden begonnenen Monat des Dienstver-
hältnisses nicht übersteigen.

§ 30e
Verfall des Erholungsurlaubes

Der Anspruch auf Erholungsurlaub verfällt, wenn der
Beamte den Erholungsurlaub nicht bis zum 31. Dezem-
ber des dem Urlaubsjahr folgenden Kalenderjahres ver-
braucht hat. Ist der Verbrauch bis zu diesem Zeitpunkt
aus dienstlichen Gründen nicht möglich, so tritt der Ver-
fall erst mit dem Ablauf des folgenden Kalenderjahres
ein. Hat der Beamte einen Karenzurlaub nach dem Tiro-
ler Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem Mutterschutz-
gesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubs-
gesetz 2005 in Anspruch genommen, so wird der Ver-
fallstermin um jenen Zeitraum hinausgeschoben, um
den dieser Karenzurlaub das Ausmaß von zehn Mona-
ten übersteigt.

§ 30f
Vorgriff auf künftige Urlaubsansprüche

Dem Beamten kann bei Vorliegen besonders berück-
sichtigungswürdiger Umstände auf seinen Antrag der
Verbrauch des ganzen oder eines Teiles des im nächsten
Kalenderjahr gebührenden Erholungsurlaubes gestattet
werden.

§ 30g
Erkrankung während des Erholungsurlaubes

(1) Erkrankt ein Beamter während des Erholungs-
urlaubes, ohne dies vorsätzlich oder grob fahrlässig her-
beigeführt zu haben, so sind, wenn die Erkrankung län-
ger als drei Kalendertage gedauert hat, so viele Stunden
auf das Urlaubsausmaß nicht anzurechnen, wie der Be-
amte während der Tage seiner Erkrankung nach dem
Dienstplan Dienst zu leisten hätte.

(2) Der Beamte hat der Dienststelle, die den Erho-
lungsurlaub festlegt, nach dreitägiger Krankheitsdauer
die Erkrankung unverzüglich mitzuteilen. Ist dies aus
Gründen, die nicht vom Beamten zu vertreten sind,
nicht möglich, so gilt die Mitteilung als rechtzeitig, wenn
sie unmittelbar nach dem Wegfall des Hinderungsgrun-
des nachgeholt wird. Beim Wiederantritt des Dienstes
hat der Beamte ohne schuldhafte Verzögerung ein ärzt-

liches Zeugnis über den Beginn und die Dauer der
Dienstunfähigkeit vorzulegen. Erkrankt der Beamte
während eines Erholungsurlaubes im Ausland, so ist
dem ärztlichen Zeugnis eine behördliche Bestätigung
darüber beizufügen, dass es von einem zur Ausübung
des Arztberufes zugelassenen Arzt ausgestellt wurde.
Eine solche behördliche Bestätigung ist nicht erforder-
lich, wenn die ärztliche Behandlung (stationär oder am-
bulant) in einer Krankenanstalt erfolgte und hierfür eine
Bestätigung dieser Anstalt vorgelegt wird. Kommt der
Beamte diesen Verpflichtungen nicht nach, so ist Abs. 1
nicht anzuwenden.

(3) Erkrankt der Beamte, der während eines Erho-
lungsurlaubes eine dem Erholungszweck des Urlaubes
widersprechende Erwerbstätigkeit ausübt, so ist Abs. 1
nicht anzuwenden, wenn die Erkrankung mit dieser Er-
werbstätigkeit in ursächlichem Zusammenhang steht.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten auch für den Beamten, der
infolge eines Unfalles dienstunfähig war.

§ 30h
Erhöhung des Urlaubs-

ausmaßes für Behinderte

(1) Der Beamte hat Anspruch auf Erhöhung des ihm
nach § 30a gebührenden Urlaubsausmaßes um 16 Stun-
den, wenn am Stichtag eine der folgenden Vorausset-
zungen gegeben ist:

a) Minderung der Erwerbsfähigkeit, die zum Bezug
einer Rente aufgrund des Kriegsopferversorgungsge-
setzes 1957, des Opferfürsorgegesetzes oder des Hee-
resversorgungsgesetzes berechtigt,

b) Bezug einer Rente als Folge eines Dienstunfalles
oder einer Berufskrankheit im Dienst einer Gebiets-
körperschaft,

c) Besitz eines Bescheides nach § 14 Abs. 1 oder 2 des
Behinderteneinstellungsgesetzes,

d) Besitz einer Gleichstellungsbescheinigung nach
§ 13 Abs. 2 des Invalideneinstellungsgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 21, in der Fassung des Gesetzes BGBl. Nr. 55/
1958 oder nach § 13 Abs. 2 des Invalideneinstellungs-
gesetzes 1969 in der Fassung vor dem In-Kraft-Treten
des Gesetzes BGBl. Nr. 329/1973.

(2) Das im Abs. 1 festgelegte Ausmaß von 16 Stun-
den erhöht sich bei einer Minderung der Erwerbsfähig-
keit von mindestens
30 v.H. auf ................................................... 32 Stunden,
50 v.H. auf ................................................... 40 Stunden.

(3) Der blinde Beamte hat jedenfalls Anspruch auf
Erhöhung des Urlaubsausmaßes um 40 Stunden.
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§ 30i
Pflegefreistellung

(1) Der Beamte hat unbeschadet des § 31 Anspruch
auf Pflegefreistellung, wenn er aus einem der folgenden
Gründe nachweislich an der Dienstleistung verhindert
ist:

a) wegen der notwendigen Pflege eines im gemein-
samen Haushalt lebenden erkrankten oder verunglück-
ten nahen Angehörigen oder

b) wegen der notwendigen Betreuung seines Kindes,
Wahl- oder Pflegekindes, wenn die Person, die das Kind
ständig betreut hat, aus den Gründen des § 24 Abs. 2
lit. a bis d des  Tiroler  Mutterschutzgesetzes 2005 für
diese Pflege ausfällt.

(2) Als nahe Angehörige im Sinn des Abs. 1 gelten
der Ehegatte und Personen, die mit dem Beamten in ge-
rader Linie verwandt sind, ferner Geschwister, Stief-,
Wahl- und Pflegekinder sowie die Person, mit der der
Beamte in Lebensgemeinschaft lebt.

(3) Die Pflegefreistellung nach Abs. 1 darf im Kalen-
derjahr das Ausmaß der auf eine Woche entfallenden
dienstplanmäßigen Dienstzeit des Beamten nach § 24b
Abs. 2 oder 6 oder nach den §§ 24k, 24l und 24m nicht
übersteigen.

(4) Darüber hinaus besteht unbeschadet des § 31 An-
spruch auf Pflegefreistellung bis zum Höchstausmaß
einer weiteren Woche der im Abs. 3 genannten Dienst-
zeit pro Kalenderjahr, wenn der Beamte

a) den Anspruch auf Pflegefreistellung nach Abs. 1
verbraucht hat und

b) wegen der notwendigen Pflege seines im gemein-
samen Haushalt lebenden erkrankten Kindes, Wahl-
oder Pflegekindes, das das zwölfte Lebensjahr noch
nicht vollendet hat, an der Dienstleistung neuerlich ver-
hindert ist.

(5) Die Pflegefreistellung kann tageweise oder stun-
denweise in Anspruch genommen werden. Verrichtet
der Beamte jedoch Schicht- oder Wechseldienst oder
unregelmäßigen Dienst, so ist die Pflegefreistellung in
vollen Stunden zu verbrauchen.

(6) Ändert sich das Ausmaß der dienstplanmäßigen
Wochendienstzeit des Beamten während des Kalender-
jahres, so ist die in diesem Kalenderjahr bereits ver-
brauchte Zeit der Pflegefreistellung in dem Ausmaß um-
zurechnen, das der Änderung des Ausmaßes der dienst-
planmäßigen Wochendienstzeit entspricht. Bruchteile
von Stunden sind hierbei auf volle Stunden aufzurunden.

(7) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten einer Pflege-
freistellung in einem dem öffentlich-rechtlichen Dienst-

verhältnis unmittelbar vorangegangenen vertraglichen
Dienstverhältnis zur Stadt Innsbruck, so ist die im ver-
traglichen Dienstverhältnis zur Stadt Innsbruck bereits
verbrauchte Zeit der Pflegefreistellung auf den im öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnis bestehenden An-
spruch auf Pflegefreistellung anzurechnen. Hat sich das
Ausmaß der auf eine Woche entfallenden dienstplan-
mäßigen Dienstzeit geändert, so ist dabei auch Abs. 6
anzuwenden.

(8) Ist der Anspruch auf Pflegefreistellung erschöpft,
so kann zu einem im Abs. 4 genannten Zweck noch nicht
verbrauchter Erholungsurlaub ohne vorherige kalen-
dermäßige Festlegung nach § 30d angetreten werden.

§ 30j
Verhinderung des Urlaubsantrittes,

Unterbrechung des Erholungsurlaubes

(1) Die kalendermäßige Festlegung des Erholungs-
urlaubes schließt eine aus besonderen dienstlichen
Rücksichten gebotene abändernde Verfügung nicht aus.
In einem solchen Fall ist der Antritt oder die Fortset-
zung des Erholungsurlaubes zu ermöglichen, sobald es
der Dienst zulässt.

(2) Konnte ein Beamter wegen einer solchen abän-
dernden Verfügung den Erholungsurlaub nicht zum
festgesetzten Tag antreten oder ist der Beamte aus dem
Urlaub zurückberufen worden, so sind ihm die hier-
durch entstandenen unvermeidlichen Mehrkosten zu
ersetzen, soweit diese nicht als Reisegebühren zu erset-
zen sind. Die Ersatzpflicht umfasst auch die entstande-
nen unvermeidlichen Mehrauslagen für die mit ihm im
gemeinsamen Haushalt lebenden Angehörigen im Sinn
des § 30i Abs. 2, wenn ihnen ein Urlaubsantritt oder eine
Fortsetzung des Urlaubes ohne den Beamten nicht zu-
mutbar ist.

§ 30k
Dienstbefreiung für Kuraufenthalt

(1) Dem Beamten ist auf Antrag für die Dauer eines
Kuraufenthaltes Dienstbefreiung zu gewähren, wenn

a) ein Sozialversicherungsträger oder das Bundes-
sozialamt die Kosten der Kur trägt oder einen Kur-
kostenbeitrag leistet und

b) die Kur in der Benützung einer Mineralquelle oder
eines Moorbades oder im Aufenthalt in einem vorge-
schriebenen Klima oder in der therapeutischen Anwen-
dung von kaltem Wasser (Kneipp-Kur) besteht und ärzt-
lich überwacht wird.

(2) Bei der zeitlichen Einteilung der Dienstbefreiung
ist auf zwingende dienstliche Gründe Rücksicht zu
nehmen.
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(3) Dem Beamten ist auf Antrag auch für die Dauer
der Unterbringung in einem Genesungsheim Dienst-
befreiung zu gewähren, wenn der Beamte zur völligen
Herstellung der Gesundheit von einem Sozialversiche-
rungsträger oder vom Bundessozialamt nach einem chi-
rurgischen Eingriff oder nach einer schweren Erkran-
kung in ein Genesungsheim eingewiesen wird und die
Kosten des Aufenthaltes im Genesungsheim vom So-
zialversicherungsträger oder vom Bundessozialamt ge-
tragen werden.

(4) Eine Dienstbefreiung nach den Abs. 1 und 3 gilt
als eine durch Krankheit verursachte Abwesenheit vom
Dienst.“

10. Die §§ 31 und 32 haben zu lauten:

„§ 31
Sonderurlaub

(1) Dem Beamten kann auf sein Ansuchen aus wich-
tigen persönlichen oder familiären Gründen oder aus
einem sonstigen besonderen Anlass ein Sonderurlaub
gewährt werden.

(2) Ein Sonderurlaub darf nur gewährt werden, wenn
keine zwingenden dienstlichen Erfordernisse entgegen-
stehen. Er darf die dem Anlass angemessene Dauer nicht
übersteigen.

(3) Für die Zeit des Sonderurlaubes behält der Be-
amte den Anspruch auf die vollen Bezüge.

§ 32
Karenzurlaub

(1) Dem Beamten kann auf Antrag ein Urlaub unter
Entfall der Bezüge (Karenzurlaub) gewährt werden,
sofern nicht zwingende dienstliche Gründe entgegen-
stehen.

(2) Ein Karenzurlaub endet:
a) spätestens mit dem Ablauf des Kalendermonats, in

dem er gemeinsam mit früheren Karenzurlauben eine
Gesamtdauer von zehn Jahren erreicht, oder

b) spätestens mit dem Ablauf des Jahres, in dem der
Beamte sein 64. Lebensjahr vollendet.

Auf die Gesamtdauer von zehn Jahren (lit. a) sind frü-
here, nach dienstrechtlichen Vorschriften gewährte Ka-
renzurlaube anzurechnen, ausgenommen Karenzurlaube
nach dem  Tiroler  Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem
Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-Ka-
renzurlaubsgesetz 2005.

(3) Abs. 2 gilt nicht für Karenzurlaube,
a) die zur Betreuung eines
1. eigenen Kindes,
2. Wahl- oder Pflegekindes oder

3. sonstigen Kindes, das dem Haushalt des Beamten
angehört und für dessen Unterhalt überwiegend er und
(oder) sein Ehegatte aufkommen,
längstens bis zum Beginn der Schulpflicht des betref-
fenden Kindes gewährt worden sind, oder

b) auf die ein Rechtsanspruch besteht.“
11. Nach § 32 werden folgende Bestimmungen als

§§ 32a, 32b und 32c eingefügt:

„§ 32a
Berücksichtigung des Karenz-

urlaubes für zeitabhängige Rechte

(1) Die Zeit eines Karenzurlaubes ist, soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt wird, für Rechte, die von
der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, nicht zu
berücksichtigen.

(2) Abweichend vom Abs. 1 ist die Zeit eines Ka-
renzurlaubes auf Antrag für Rechte, die von der Dauer
des Dienstverhältnisses abhängen, in den nachstehend
angeführten Fällen bis zum jeweils angeführten zeit-
lichen Höchstausmaß zu berücksichtigen, wenn der
Karenzurlaub

a) zur Ausbildung des Beamten für seine dienstliche
Verwendung oder

b) zur Begründung eines Dienstverhältnisses zu einer
Einrichtung der Europäischen Union oder zu einer
sonstigen zwischenstaatlichen Einrichtung, der Öster-
reich angehört, oder

c) zur Begründung eines Dienstverhältnisses nach
den §§ 3 und 4 des Entwicklungshelfergesetzes oder

d) zur Teilnahme an Partnerschaftsprojekten im Rah-
men von Außenhilfsprogrammen der Europäischen
Union oder

e) zur Begründung eines Dienstverhältnisses zu einer
anderen inländischen Gebietskörperschaft, zu einem
inländischen Gemeindeverband oder zu einer vergleich-
baren Einrichtung eines Staates, der oder dessen Rechts-
nachfolger nunmehr Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder Vertragsstaat des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum ist,
gewährt worden ist: für alle von den lit. a bis e erfassten
Karenzurlaube insgesamt fünf Jahre, davon für allfällige
von der lit. a erfasste Karenzurlaube insgesamt höchs-
tens drei Jahre. Ein solcher Antrag ist bei sonstiger Un-
wirksamkeit spätestens ein Jahr nach der Beendigung
des Karenzurlaubes zu stellen.

(3) Zeiten eines früheren Karenzurlaubes, die für
Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses
abhängen, berücksichtigt worden sind, sind auf die
Höchstdauer nach Abs. 2 anzurechnen. Dies gilt nicht
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für berücksichtigte Zeiten eines Karenzurlaubes, auf
dessen Gewährung ein Rechtsanspruch bestanden hat.

§ 32b
Auswirkungen 

des Karenzurlaubes 
auf den Arbeitsplatz

(1) Mit dem Antritt eines die Dauer von sechs Mo-
naten übersteigenden Karenzurlaubes ist, wenn landes-
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, die Abberufung
des Beamten von seinem Arbeitsplatz verbunden. In den
letzten zwölf Monaten vor dem Antritt des Karenzur-
laubes zurückgelegte Karenzurlaubszeiten sind für die
Berechnung der Sechsmonatsfrist zusammenzuzählen.

(2) Hat der Beamte einen Karenzurlaub nach dem
Tiroler Mutterschutzgesetz 2005, dem Mutterschutz-
gesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubs-
gesetz 2005 in Anspruch genommen, so darf der von
ihm vor dem Antritt des Karenzurlaubes innegehabte
Arbeitsplatz nicht auf Dauer nachbesetzt werden. Er hat
darauf Anspruch, nach dem Wiederantritt des Dienstes

a) wieder mit jenem Arbeitsplatz, auf dem er vor dem
Antritt des Karenzurlaubes verwendet wurde, oder,

b) wenn dieser Arbeitsplatz nicht mehr existiert, mit
einem anderen gleichwertigen Arbeitsplatz seiner Dienst-
stelle oder,

c) wenn ein solcher Arbeitsplatz nicht zur Verfügung
steht, mit einem gleichwertigen Arbeitsplatz einer an-
deren Dienststelle oder,

d) wenn auch ein solcher Arbeitsplatz nicht zur Ver-
fügung steht, mit einem nicht gleichwertigen Arbeits-
platz

1. seiner Dienststelle oder, sofern ein solcher nicht
zur Verfügung steht,

2. einer anderen Dienststelle
betraut zu werden.

(3) Bei der Zuweisung eines Arbeitsplatzes einer an-
deren Dienststelle ist nach Möglichkeit auf Wünsche des
Beamten Bedacht zu nehmen, die sich auf die örtliche
Lage des Arbeitsplatzes beziehen.

(4) Im Fall des Abs. 2 lit. d ist der Beamte dienst- und
besoldungsrechtlich wie ein Beamter zu behandeln, der
die Gründe für seine Versetzung oder Verwendungsän-
derung nicht selbst zu vertreten hat.

§ 32c
Karenzurlaub zur Pflege 
eines behinderten Kindes

(1) Dem Beamten ist auf sein Ansuchen ein Urlaub
unter Entfall der Bezüge zu gewähren (Karenzurlaub),

wenn er sich der Pflege eines im gemeinsamen Haushalt
lebenden behinderten Kindes widmet, für das erhöhte
Familienbeihilfe im Sinn des § 8 Abs. 4 des Familien-
lastenausgleichsgesetzes 1967 gewährt wird, und seine
Arbeitskraft aus diesem Grund gänzlich beansprucht
wird (Abs. 2), längstens jedoch bis zur Vollendung des
40. Lebensjahres des Kindes. Der gemeinsame Haushalt
besteht weiter, wenn sich das behinderte Kind nur zeit-
weilig wegen Heilbehandlung außerhalb der Hausge-
meinschaft aufhält.

(2) Eine gänzliche Beanspruchung der Arbeitskraft
im Sinn des Abs. 1 liegt vor, solange das behinderte Kind

a) das Alter für den Beginn der allgemeinen Schul-
pflicht (§ 2 des Schulpflichtgesetzes 1985) noch nicht
erreicht hat und ständiger persönlicher Hilfe und Pflege
bedarf,

b) während der Dauer der allgemeinen Schulpflicht
vom Schulbesuch befreit ist (§ 15 des Schulpflichtgeset-
zes 1985) oder ständiger persönlicher Hilfe und Pflege
bedarf,

c) nach der Vollendung der allgemeinen Schulpflicht
und vor Vollendung des 40. Lebensjahres dauernd bett-
lägerig ist oder ständiger persönlicher Hilfe und Pflege
bedarf.

(3) Der Beamte hat den Antrag auf Gewährung des
Karenzurlaubes spätestens zwei Monate vor dem ge-
wollten Wirksamkeitsbeginn zu stellen.

(4) Der Beamte hat den Wegfall einer der Vorausset-
zungen für die Karenzierung nach den Abs. 1 und 2
innerhalb von zwei Wochen zu melden.

(5) Die Zeit des Karenzurlaubes zur Pflege eines be-
hinderten Kindes gilt als ruhegenussfähige Dienstzeit
zur Stadt Innsbruck, sie ist aber für sonstige Rechte, die
von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, nicht
zu berücksichtigen, soweit in den besoldungsrecht-
lichen Vorschriften nichts anderes bestimmt ist.

(6) Die Berücksichtigung als ruhegenussfähige
Dienstzeit zur Stadt Innsbruck endet mit dem Ende des
Kalendermonats, in dem eine der Voraussetzungen nach
den Abs. 1 und 2 weggefallen ist.

(7) Auf Antrag des Beamten kann die vorzeitige Be-
endigung des Karenzurlaubes verfügt werden, wenn

a) der Grund für die Karenzierung weggefallen ist,

b) das Ausschöpfen der ursprünglich verfügten Dauer
des Karenzurlaubes für den Beamten eine Härte bedeu-
ten würde und

c) keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegen-
stehen.“
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12. § 33 hat zu lauten:
„§ 33

Familienhospizfreistellung

(1) Dem Beamten ist auf sein Ansuchen die zum
Zweck der Sterbebegleitung von nahen Angehörigen im
Sinn des § 30i Abs. 2, von Schwiegereltern, Schwieger-
kindern, Wahl- und Pflegeeltern sowie von leiblichen
Kindern der Person, mit der der Beamte in Lebensge-
meinschaft lebt, für einen bestimmten, drei Monate
nicht übersteigenden Zeitraum erforderliche

a) Dienstplanerleichterung (z. B. Diensttausch, Ein-
arbeitung),

b) Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienst-
zeit in dem von ihm beantragten prozentuellen Ausmaß
unter anteiliger Kürzung seiner Bezüge oder

c) gänzliche Dienstfreistellung gegen Entfall der Be-
züge
zu gewähren. Dienstplanerleichterungen dürfen nicht
zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Dienstbe-
triebes führen. Auf die Herabsetzung der regelmäßigen
Wochendienstzeit sind die §§ 24m und 24n Abs. 1 und 2
anzuwenden. Dem Beamten ist auf sein Ansuchen eine
Verlängerung der Maßnahme zu gewähren, wobei die
Gesamtdauer der Maßnahmen pro Anlassfall sechs Mo-
nate nicht überschreiten darf.

(2) Der Beamte hat sowohl den Grund für die Maß-
nahme und deren Verlängerung als auch das Angehöri-
genverhältnis glaubhaft zu machen. Auf Verlangen der
Dienstbehörde ist eine schriftliche Bescheinigung über
das Angehörigenverhältnis vorzulegen.

(3) Die Dienstbehörde hat über die vom Beamten be-
antragte Maßnahme innerhalb von fünf Arbeitstagen,
über die Verlängerung innerhalb von zehn Arbeitstagen,
ab dem Einlangen des Ansuchens zu entscheiden.

(4) Die Abs. 1, 2 und 3 gelten auch zum Zweck der
Betreuung von im gemeinsamen Haushalt lebenden
schwerst erkrankten Kindern (Wahl-, Pflege- oder Stief-
kindern) des Beamten sowie von leiblichen Kindern der
Person, mit der der Beamte in Lebensgemeinschaft lebt.
Abweichend vom Abs. 1 kann die Maßnahme zunächst
für einen bestimmten, fünf Monate nicht übersteigen-
den Zeitraum gewährt werden. Bei einer Verlängerung
darf die Gesamtdauer der Maßnahme neun Monate nicht
überschreiten.

(5) Hinsichtlich der Kürzung und des Entfalls der Be-
züge sowie des Pensionsbeitrages bei Familienhospiz-
freistellung gelten die gesetzlichen Vorschriften für Lan-
desbeamte sinngemäß.“

13. Im Abs. 1 des § 35 wird im ersten Satz das Zitat
„die §§ 5 bis 8 des Landesbeamtengesetzes 1998, LGBl.

Nr. 65, in der jeweils geltenden Fassung“ durch das Zitat
„die §§ 5 bis 8 des Landesbeamtengesetzes 1998“ ersetzt.

14. § 51 hat zu lauten:
„§ 51

Pensionsansprüche

(1) Pensionsansprüche sind alle Leistungen, auf die
der Beamte und seine Hinterbliebenen und Angehöri-
gen nach den Bestimmungen dieses Abschnittes An-
spruch haben.

(2) Auf die Pensionsansprüche der Beamten und ihrer
Hinterbliebenen und Angehörigen ist, soweit in diesem
Gesetz nichts anderes bestimmt wird, der 3. Abschnitt
des Landesbeamtengesetzes 1998 nach Maßgabe der
Abs. 3 bis 9 sinngemäß anzuwenden.

(3) Die Pensionsansprüche bestehen gegenüber der
Stadt Innsbruck.

(4) An die Stelle des Landes Tirol tritt jeweils die Stadt
Innsbruck. Weiters treten an die Stelle des Wortes „Lan-
desbeamte“ jeweils die Wortfolge „Beamte der Stadt
Innsbruck“ in der jeweils grammatikalisch richtigen
Form, an die Stelle der Worte „ruhegenussfähige Lan-
desdienstzeit“ jeweils die Wortfolge „ruhegenussfähige
Dienstzeit zur Stadt Innsbruck“ in der jeweils gramma-
tikalisch richtigen Form und an die Stelle der Wortfolge
„Dienstverhältnis zum Land“ jeweils die Wortfolge
„Dienstverhältnis zur Stadt Innsbruck“ in der jeweils
grammatikalisch richtigen Form.

(5) Die §§ 18 Abs. 2 lit. a und 28 lit. a des Landes-
beamtengesetzes 1998 gelten mit der Maßgabe, dass an
die Stelle der Verweisung auf § 20 Abs. 1 Z. 5 BDG 1979
jeweils die Verweisung auf § 46 Abs. 2 dieses Gesetzes
tritt.

(6) § 22 Abs. 3 des Landesbeamtengesetzes 1998 gilt
mit der Maßgabe, dass in der lit. a an die Stelle der Ver-
weisung auf § 50a BDG 1979 die Verweisung auf § 24k
dieses Gesetzes tritt und in der lit. b das Zitat „§ 5 Abs. 1“
durch das Zitat „§ 35 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 des
Landesbeamtengesetzes 1998“ ersetzt wird.

(7) Die §§ 26 Abs. 2 und 42 Abs. 1 des Landesbeam-
tengesetzes 1998 gelten mit der Maßgabe, dass an die
Stelle der Unfallfürsorge der Tiroler Landesbeamten je-
weils die Unfallfürsorge der Beamten der Landeshaupt-
stadt Innsbruck bzw. die Unfallversicherung öffentlich
Bediensteter tritt.

(8) Die Erlassung einer Verordnung nach § 47 Abs. 5
des Landesbeamtengesetzes 1998 obliegt der Landesre-
gierung.

(9) § 48 des Landesbeamtengesetzes 1998 gilt mit der
Maßgabe, dass das Wort „Landesverwaltungsabgaben“
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durch das Wort „Gemeindeverwaltungsabgaben“ ersetzt
wird.“

15. Im § 55 hat in der lit. a die Z. 2 hat zu lauten:
„2. Die §§ 15 bis 20c des Gehaltsgesetzes 1956 finden

keine Anwendung.“
16. Im § 55a wird die Wortfolge „monatlich 320,–

Schilling und ab dem 1. Jänner 2002“ aufgehoben.
17. Im Abs. 1 des § 59 wird im dritten Satz das Zitat

„Strafgesetzbuch, BGBl. Nr. 60/1974, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 134/2002“ durch das Zitat
„Strafgesetzbuch“ ersetzt.

18. Im Abs. 1 des § 74 wird im dritten Satz das Zitat
„nach § 84 der Strafprozessordnung 1975, BGBl. Nr. 631,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 134/
2002“ durch das Zitat „nach § 84 der Strafprozessord-
nung 1975“ ersetzt.

19. Im Abs. 3 des § 82 wird das Zitat „Gebührenan-
spruchsgesetz 1975, BGBl. Nr. 136, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 98/2001“ durch das Zitat
„Gebührenanspruchsgesetz 1975“ ersetzt.

20. Die §§ 101 bis 107 haben zu lauten:

„§ 101
Verwendung 

personenbezogener Daten

(1) Die Stadt Innsbruck darf von Beamten und ihren
Angehörigen und Hinterbliebenen folgende Daten ver-
arbeiten, sofern diese Daten für die Erfüllung der ihr
nach diesem Gesetz zugewiesenen Aufgaben erforder-
lich sind: Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreich-
barkeitsdaten, Daten über Einkommensverhältnisse,
Bankverbindungen, Sozialversicherungsverhältnisse
einschließlich Sozialversicherungsnummer, Familien-
stand, Kinder und strafgerichtliche Verurteilungen.

(2) Darüber hinaus darf die Stadt Innsbruck folgende
Daten verarbeiten, sofern diese Daten für die Erfüllung
der ihr nach diesem Gesetz zugewiesenen Aufgaben er-
forderlich sind:

a) von Beamten: Staatsbürgerschaft, Personalnum-
mer, Daten über Aus- und Fortbildung, Gesundheits-
daten in Bezug auf Eignung, Verwendung, Dienstunfälle
und Berufskrankheiten, dienstrechtsbezogene, besol-
dungsbezogene und pensionsbezogene Daten,

b) von Ehegatten von Beamten: Daten über Versor-
gungsgeld und Unterhaltsbezug,

c) von überlebenden Ehegatten von Beamten: Daten
über Witwen- und Witwerversorgung und weitere pen-
sionsbezogene Leistungen, Abfertigung, Unterhalts-
bezug und Eheverhältnisse,

d) von früheren Ehegatten von Beamten: Daten über
Versorgung und weitere pensionsbezogene Leistungen,
Unterhaltsansprüche und empfangene Unterhaltsleis-
tungen, Versorgungsgeld, Unterhaltsbezug, Ehever-
hältnisse und Gesundheitsdaten in Bezug auf Erwerbs-
unfähigkeit,

e) von Kindern von Beamten: Daten über Waisen-
versorgung und weitere pensionsbezogene Leistungen,
Unterhaltsansprüche, Abfertigung, Versorgungsgeld,
Unterhaltsbezug, Einkünfte, Schul- und Berufsausbil-
dung, Gesundheitsdaten in Bezug auf Studienbehinde-
rung und Erwerbsunfähigkeit.

(3) Die Stadt Innsbruck darf Daten nach den Abs. 1
und 2 an die Behörden des Bundes, der Länder, der Ge-
meinden und der Gemeindeverbände, an die Träger der
dienstrechtlichen Kranken- und Unfallfürsorgeeinrich-
tungen, an den jeweils zuständigen Sozialversiche-
rungsträger und an den Hauptverband der österreichi-
schen Sozialversicherungsträger übermitteln, sofern
diese Daten jeweils für die Erfüllung der diesen Ein-
richtungen bzw. Organen obliegenden Aufgaben erfor-
derlich sind.

(4) Die Behörden des Bundes, der Länder, der Ge-
meinden und der Gemeindeverbände, die Träger der
dienstrechtlichen Kranken- und Unfallfürsorgeeinrich-
tungen, der jeweils zuständige Sozialversicherungsträ-
ger und der Hauptverband der österreichischen Sozial-
versicherungsträger haben der Stadt Innsbruck zum
Zweck der Vollziehung der pensionsrechtlichen Be-
stimmungen des VII. Abschnittes auf Ersuchen perso-
nenbezogene Daten zu übermitteln über

a) folgende Einkünfte, von deren Höhe die Höhe
wiederkehrender Leistungen nach dem VII. Abschnitt
abhängig ist:

1. die Höhe des Einkommens nach § 51 in Verbin-
dung mit § 32 Abs. 4 des Landesbeamtengesetzes 1998
und

2. die Höhe von Einkünften nach § 51 in Verbindung
mit § 40 Abs. 11 des Landesbeamtengesetzes 1998,

b) das Vorliegen von Versicherungsverhältnissen, die
diesen Einkünften zugrunde liegen.

(5) Die Stadt Innsbruck hat zum Schutz der Ge-
heimhaltungsinteressen der Betroffenen jedenfalls die
im § 14 Abs. 2 des Datenschutzgesetzes 2000 genann-
ten Maßnahmen zu treffen.

(6) Die Stadt Innsbruck hat Daten nach den Abs. 1
und 2 zu löschen, sobald diese für die Erfüllung der ihr
nach diesem Gesetz zugewiesenen Aufgaben nicht mehr
benötigt werden.
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§ 102
Geschlechtsspezifische Bezeichnung

(1) Soweit in diesem Gesetz für die Bezeichnung von
Personen die männliche Form verwendet wird, ist für
den Fall, dass es sich um eine Frau handelt, die entspre-
chende weibliche Form zu verwenden. Dies gilt umge-
kehrt auch für Personen, für deren Bezeichnung in die-
sem Gesetz die weibliche Form verwendet wird, für den
Fall, dass es sich um einen Mann handelt.

(2) Weibliche Beamte führen den Amtstitel in der
weiblichen Form, soweit dies sprachlich möglich ist.
Umgekehrt führen männliche Beamte den Amtstitel in
der männlichen Form.

§ 103
Verweisungen

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, beziehen sich Verweisungen auf Landesgesetze auf
die jeweils geltende Fassung.

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, beziehen sich Verweisungen auf Bundesgesetze auf
die im Folgenden jeweils angeführte Fassung:

1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991,
BGBl. Nr. 51, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 10/2004,

2. Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1970,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 82/2005,

3. Datenschutzgesetz 2000, BGBl. I Nr. 165/1999,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 13/2005,

4. Entwicklungshelfergesetz, BGBl. Nr. 574/1983, in
der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 61/1997,

5. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 24/2007,

6. Gebührenanspruchsgesetz 1975, BGBl. Nr. 136,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 71/2004,

7. Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 53/2007,

8. Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 169/2006,

9. Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 169/2006,

10. Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 53/2007,

11. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr.183/1947, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 169/2006,

12. Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 113/2006,

13. Strafgesetzbuch, BGBl. Nr. 60/1974, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 56/2006,

14. Strafprozessordnung 1975, BGBl. Nr. 631, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2006.

§ 104
Umsetzung von Gemeinschaftsrecht

Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien
umgesetzt:

1. Richtlinie 2003/88/EG des Parlaments und des
Rates über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestal-
tung, ABl. 2003 Nr. L 299, S. 9,

2. Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen, ABl. 2005 Nr. L 255, S. 22.

§ 105
Übergangsbestimmung 

zur Versetzung in den Ruhestand

(1) Beamte, die vor dem 2. Jänner 1987 in ein öffent-
lich-rechtliches Dienstverhältnis zur Stadt Innsbruck
aufgenommen wurden, seither ununterbrochen in einem
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zur Stadt Inns-
bruck stehen und spätestens am 31. Dezember 2007 das
50. Lebensjahr vollendet haben, können durch schrift-
liche Erklärung ihre Versetzung in den Ruhestand frühes-
tens mit dem Ablauf des Monats bewirken, in dem sie ihr
58. Lebensjahr vollenden, wenn sie 

a) zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in
den Ruhestand eine ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit
von mindestens 35 Jahren aufweisen und

b) die nach lit. a erforderliche ruhegenussfähige Ge-
samtdienstzeit zur Gänze in einem Dienstverhältnis zur
Stadt Innsbruck zurückgelegt haben.

(2) Für die Erfüllung der nach Abs. 1 lit. a erforder-
lichen ruhegenussfähigen Gesamtdienstzeit gelten

a) als Ruhegenussvordienstzeiten angerechnete Zei-
ten, die zur Erlangung eines Anstellungserfordernisses
notwendig waren, 

b) Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes, zu deren
Ableistung der Beamte verpflichtet war, und

c) nach Abs. 3 zugerechnete Zeiten
als in einem Dienstverhältnis zur Stadt Innsbruck zu-
rückgelegte Zeiten.

(3) Auf Beamte nach Abs. 1, die eine abgeschlossene
Hochschulausbildung aufweisen und einen Dienstpos-
ten innehaben, für den diese Anstellungserfordernis ist,
sind jene Bestimmungen

a) des Pensionsgesetzes 1965 in der für Beamte der
Stadt Innsbruck bis zum 31. Dezember 2007 geltenden
Fassung bzw.

b) des 9. Unterabschnittes des 3. Abschnittes des
Landesbeamtengesetzes 1998 in der für Beamte der
Stadt Innsbruck geltenden Fassung,
die die Anrechnung der Zeit eines abgeschlossenen Stu-
diums an einer Universität, Hochschule oder an einer
staatlichen Kunstakademie als Ruhegenussvordienstzeit
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regeln, nicht anzuwenden. Diesen Beamten wird für das
Studium ein Zeitraum von fünf Jahren zur ruhegenuss-
fähigen Gesamtdienstzeit zugerechnet. Fallen in den
Zeitraum des Studiums anrechenbare Ruhegenussvor-
dienstzeiten oder ruhegenussfähige Dienstzeiten zur
Stadt Innsbruck, so vermindert sich der Zeitraum von
fünf Jahren um diese Zeiträume.

(4) Wird ein Beamter nach Abs. 1 durch Erklärung in
den Ruhestand versetzt, so gelten für die Kürzung der
durchrechnungsoptimierten Bemessungsgrundlage (§ 51
in Verbindung mit § 23 Abs. 2 des Landesbeamtenge-
setzes 1998) die Abs. 5 und 6. In einem solchen Fall ist
§ 23 Abs. 3 bis 7 des Landesbeamtengesetzes 1998 nicht
anzuwenden und tritt die nach Abs. 5 und 6 gekürzte
durchrechnungsoptimierte Bemessungsgrundlage an
die Stelle der gekürzten durchrechnungsoptimierten
Bemessungsgrundlage im Sinn des § 23 Abs. 3 des Lan-
desbeamtengesetzes 1998 in der für Beamte der Stadt
Innsbruck geltenden Fassung.

(5) Wird ein Beamter nach Abs. 1 durch Erklärung in
den Ruhestand versetzt, so ist die durchrechnungsopti-
mierte Bemessungsgrundlage für jeden Monat, der zwi-
schen dem Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand
und dem Ablauf des Monats liegt, in dem der Beamte
den 780. Lebensmonat vollendet, um 0,28 Prozent-
punkte, höchstens jedoch um 18 Prozentpunkte zu kür-
zen. Der sich daraus ergebende Betrag ist um zwei
Kommastellen zu runden (gekürzte durchrechnungs-
optimierte Bemessungsgrundlage). An die Stelle des
780. Lebensmonats tritt für die in der linken Spalte der
folgenden Tabelle angeführten Zeiträume, in denen die
Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung wirksam
wird, der jeweils in der rechten Spalte der folgenden
Tabelle angeführte Lebensmonat:

Wirksamkeit der Versetzung
in den Ruhestand
im Zeitraum von Lebensmonat

Jänner 2008 bis Dezember 2008 ..................... 740
Jänner 2009 bis Dezember 2009 ..................... 742
Jänner 2010 bis Dezember 2010 ..................... 744
Jänner 2011 bis Dezember 2011 ..................... 747
Jänner 2012 bis Dezember 2012 ..................... 750
Jänner 2013 bis Dezember 2013 ..................... 753
Jänner 2014 bis Dezember 2014 ..................... 756
Jänner 2015 bis Dezember 2015 ..................... 759
Jänner 2016 bis Dezember 2016 ..................... 762
Jänner 2017 bis Dezember 2017 ..................... 765
Jänner 2018 bis Dezember 2018 ..................... 768
Jänner 2019 bis Dezember 2019 ..................... 771
Jänner 2020 bis Dezember 2020 ..................... 774
Jänner 2021 bis Dezember 2021 ..................... 777

(6) Weist ein Beamter, der vor dem 1. Jänner 1951
geboren wurde und nach Abs. 1 durch Erklärung in den
Ruhestand versetzt wird, zum Zeitpunkt der Wirksam-
keit der Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung
bereits eine beitragsgedeckte Gesamtdienstzeit von
40 Jahren auf, so ist auf ihn Abs. 5 mit der Maßgabe
anzuwenden, dass an die Stelle des 780. Lebensmonats
der 720. Lebensmonat tritt.“

§ 106
Übergangsbestimmung 

zum Ausmaß des Ruhegenusses

Der Ruhegenuss von Beamten,
a) die bis spätestens zum Ablauf des 31. Dezember

2007 eine ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit von min-
destens 15 Jahren aufweisen, oder

b) die
1. bis spätestens zum Ablauf des 31. Dezember 2007

eine ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit von mindes-
tens zehn Jahren aufweisen,

2. vor dem 1. Oktober 1995 in ein Dienstverhältnis
zu einer inländischen Gebietskörperschaft oder zu
einem inländischen Gemeindeverband aufgenommen
wurden und

3. seit dem Zeitpunkt dieser Aufnahme bis zum Zeit-
punkt ihres Ausscheidens aus dem Dienststand oder ihres
Todes ununterbrochen in einem Dienstverhältnis zu einer
inländischen Gebietskörperschaft oder zu einem inländi-
schen Gemeindeverband stehen,
beträgt mindestens 50 v. H. der durchrechnungsopti-
mierten Bemessungsgrundlage (§ 51 in Verbindung mit
§ 23 Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes 1998) bzw. der
gekürzten durchrechnungsoptimierten Bemessungs-
grundlage (§ 51 in Verbindung mit § 23 Abs. 3 des Lan-
desbeamtengesetzes 1998).

§ 107
Übergangsbestimmung 
zum Erholungsurlaub

Auf Beamte, auf die nicht der Art. II des Gesetzes
LGBl. Nr. 25/1986 anzuwenden ist und die vor dem
1. Jänner 2008 in ein öffentlich-rechtliches Dienstver-
hältnis zur Stadt Innsbruck aufgenommen wurden, ist,
wenn es für sie günstiger ist, § 30 in der am 31. Dezem-
ber 2007 geltenden Fassung mit der Maßgabe weiter an-
zuwenden, dass

a) einem Urlaubsausmaß von 30 Werktagen ein Ur-
laubsausmaß von 200 Stunden,

b) einem Urlaubsausmaß von 32 Werktagen ein Ur-
laubsausmaß von 216 Stunden und
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c) einem Urlaubsausmaß von 36 Werktagen ein Ur-
laubsausmaß von 240 Stunden entspricht.“

21. Der bisherige § 106 erhält die Paragraphenbe-
zeichnung „108“.

22. Der Abs. 1 des neuen § 108 hat zu lauten:
„(1) Für Beamte, die sich am 31. Dezember 1969 im

Dienststand befunden haben, bleibt die Rechtskraft der
nach den vor diesem Zeitpunkt in Geltung gestandenen
Vorschriften erfolgten Anrechnung von Ruhegenuss-
vordienstzeiten aufrecht.“

Artikel II

(1) Für Ruhegenüsse, die erstmals im Jahr 2007 ge-
bühren, beträgt der Kürzungsprozentsatz 0,25 Pro-
zentpunkte.

(2) Auf Personen, die am 31. Dezember 2007 An-
spruch auf eine monatlich wiederkehrende Leistung
nach dem Pensionsgesetz 1965 in der für Beamte der
Stadt Innsbruck am 31. Dezember 2007 geltenden Fas-
sung haben, sind die Bestimmungen über die Bemessung
von monatlich wiederkehrenden Leistungen und die §§ 9
und 20 des Pensionsgesetzes 1965, jeweils in der für

Beamte der Stadt Innsbruck am 31. Dezember 2007 gel-
tenden Fassung, weiterhin anzuwenden.

(3) Auf Beamte, deren Versetzung in den Ruhestand
nach § 14 BDG 1979 in der für Beamte der Stadt Inns-
bruck geltenden Fassung vor dem 1. Jänner 2008 einge-
leitet worden ist, ist § 4 Abs. 3 des Pensionsgesetzes 1965
in der für Beamte der Stadt Innsbruck am 31. Dezem-
ber 2007 geltenden Fassung in Verbindung mit Abs. 1
weiterhin anzuwenden.

(4) Auf Todesfälle bis zum Ablauf des 31. Dezember
2007 ist der Abschnitt V des Pensionsgesetzes 1965 in
der für Beamte der Stadt Innsbruck bis zum Ablauf des
31. Dezember 2007 geltenden Fassung weiterhin anzu-
wenden.

Artikel III

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2008 in Kraft,
soweit im Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Art. II Abs. 1 tritt mit 1. Jänner 2007 in Kraft.
(3) Art. II des Gesetzes LGBl. Nr. 14/1987 und

Art. III des Gesetzes LGBl. Nr. 3/2003 treten mit 1.Jän-
ner 2008 außer Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
van Staa

Das Mitglied der Landesregierung:
Hosp

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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